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Verbesserungsvorschläge 

Auf der Grundlage der Richtlinien über die Behandlung von Verbesserungsvorschlägen aus der Universität der Künste Berlin (UdK-Anzeiger 
6/2001) wurden folgende Empfehlungen der Mitarbeiter*innen durch den Ausschuss für Verbesserungsvorschläge angenommen: 

Anlagenbuchhaltung; Umstellung der Übergabe-/Aussonderungsmeldung auf vollständig digitale Bearbeitung 
Frau Samantha Weinitschke − Haushaltsreferat 
Frau Simone Wegener 

Einheitliche Dateibenennung von Rundschreiben, nach vorgegebenem einheitlichen Dateipfad 
Frau Regina Werner − International Office 

Raumbeschilderungsmanagement 
Herr Artur Wojciechowski − Referat Bau und Liegenschaften 

Einführung von e-learning über „Moodle“ für verpflichtende wiederkehrende Schulungen 
Herr Björn Abraham-Preuß − Personalreferat 

Die Prämien für die in den Jahren 2024 und 2025 angenommenen Verbesserungsvorschläge betrugen 1.475 €. 
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Festlegungen des Präsidenten der Universität der Künste Berlin über die Gebührensätze für die Nutzung der 
Universitätsbibliothek und des Universitätsarchivs gemäß § 2 Abs. 7 a Satz 2 BerlHG in Verbindung mit Teil B der 
Rahmengebührensatzung der Universität der Künste Berlin 
vom 12. Juli 2025 

Gemäß § 2 Abs. 7 a Satz 2 BerlHG in Verbindung mit Teil B der Rahmengebührensatzung der Universität der Künste Berlin (RaGeS) vom 
18. Juni 2020 (UdK-Anzeiger 15/2020 vom 30. September 2020) hat der Präsident der Universität der Künste Berlin am 12. Juli 2025 folgende 
Festlegungen über die Gebührensätze für die Nutzung der Universitätsbibliothek und des Universitätsarchivs der Universität der Künste Berlin 
getroffen: 

§ 1 Gebührensätze 

Zu § 6: Grundgebühr 
Für die Ausstellung eines Bibliotheksausweises wird eine Gebühr von 0,00 € erhoben. 

Zu § 7: Ersatz des Bibliotheksausweises 
Für den Ersatz eines verloren gegangenen oder beschädigten Bibliotheksausweises wird eine Gebühr in Höhe von 5,00 € erhoben.  

Zu § 8: Leihfristüberschreitung 
Die Mahngebühren betragen pro Einheit: 
1. Mahnung: 2,00 € 
2. Mahnung: 5,00 € (zusätzlich fällig: 2,00 € für die 1. Mahnung) 
3. Mahnung: 8,00 € (zusätzlich fällig: 2,00 € für die 1. und 5,00 € für die 2. Mahnung). 

Zu § 9: Ersatz oder Reparatur von Medien, Geräten und Materialien 
(1) Die Bearbeitungsgebühr beträgt 20,00 € je beschädigter, abhandengekommener, bzw. als Verlust gemeldeter Einheit. 
(2) Bei Verlust von Schlüsseln oder bei Schlossersatz sowie bei Verlust von ausleihbarem technischem Zubehör wie Ladekabeln, 

Computermäusen usw. werden 5,00 € Bearbeitungsgebühr erhoben. 

Zu § 10: Leistungsbescheid, Adressermittlung 
Für die Erstellung eines Leistungsbescheides und die Ermittlung einer Adresse beim Landeseinwohneramt wird jeweils eine 
Bearbeitungsgebühr von 10,00 € erhoben.  

Zu § 11: Fachspezifische Auskünfte 
Für Fachauskünfte, darunter schriftliche Auskünfte des Archivs über die eigenen Bestände und aus ihnen, werden Gebühren nach Zeitaufwand 
bei der Bearbeitung berechnet, je angefangene 30 Minuten 20,00 €. 
Bei Fachauskünften für wissenschaftliche und künstlerische Zwecke sowie solchen im Interesse der jeweiligen Einrichtung wird eine Gebühr 
von 0,00 € erhoben.  

Zu § 12: Fernleihe, Dokumentlieferung 
(1) Im Rahmen der Fernleihe wird für den Ersatz eines verloren gegangenen oder beschädigten Datenträgers, der für die maschinelle 

Ausleihverbuchung notwendig ist, wird eine Gebühr in Höhe von 5,00 € erhoben.  
(2) Kopierauftrag: Für Beschäftigte der Technischen Universität Berlin beträgt die Gebühr 0,00 €, von Studierenden der Technischen 

Universität Berlin wird eine Gebühr von 2,00 € pro Bestellung erhoben. 

Zu § 13: Reproduktionen 
Die Gebühr beträgt je Vorlageseite  
− für Kopien DIN A4 0,20 €, DIN A3 0,40 € 
− für Rückvergrößerungen von Mikroformen DIN A4 0,50 €, DIN A3 1,00 €. 
− für Reproduktionen von Archivalien beträgt die Gebühr  

– bei analoger oder digitaler Ausgabe (Ausdruck oder Scan, etwa als PDF) 0,50 € pro Seite, 
– bei der Ausgabe als Bilddatei (größer oder gleich 200 dpi, JPG oder TIFF) 2,50 € je Bild, 
– im Fall eines besonderen Aufwands bei der Anfertigung, etwa durch Verwendung einer Reprokamera oder bei Überformaten 

(größer als DIN A 3) 5,00 € je Bild.  

Zu § 14: Dauer-Schließfächer 
Die Gebühr für die Nutzung von Dauer-Schließfächern beträgt 5,00 € pro Monat.  
Wird bei Übernahme des Faches eine Nutzungsdauer von drei bzw. sechs Monaten vereinbart, beträgt die Nutzungsgebühr 12,00 € bzw. 
20,00 €. 

Zu § 15: Arbeitskabinen, Gruppenarbeitsräume 
Für die zeitweise Nutzung von Arbeitskabinen oder Gruppenarbeitsräumen beträgt die Gebühr 0,00 € 

§ 2 Inkrafttreten 
Diese Festlegungen treten am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Anzeiger der Universität der Künste Berlin in Kraft. 
 
 
gez. 
Prof. Dr. Markus Hilgert 
Präsident der Universität der Künste Berlin 
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Zweite Ordnung zur Änderung der Wahlordnung der Universität der Künste Berlin 
vom 03. Dezember 2025 
 
Artikel I Änderungen 
Die Wahlordnung der Universität der Künste Berlin vom 7. Juli 2021 (Anzeiger 01/25) wird wie folgt geändert: 
 
1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 S. 1 Nr. 5 werden die Wörter „des Präsidenten oder der Präsidentin und der Vizepräsidenten oder Vizepräsiden-
tinnen“ durch die Wörter „der Mitglieder des Präsidiums“ ersetzt. 

 
2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „des*der Leiter*in der Hochschule und der Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentinnen“ 
durch die Wörter „der Mitglieder des Präsidiums“ ersetzt. 

b) Absatz 1 S. 1 werden die Wörter „des*der Leiter*in der Hochschule“ durch die Wörter „des jeweiligen Mitglieds des Präsidiums“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 1 S. 2 werden die Wörter „Akademischer Senat“ durch die Wörter „die Vorschlagsberechtigten“ ersetzt. 
d) In Absatz 3 wird der letzte Satz ersatzlos gestrichen. 
e) Nach dem Abs. 3 werden folgende Absätze neu eingefügt:  

(4) „Zur Vorbereitung der Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin und des Kanzlers oder der Kanzlerin kann eine Findungs-
kommission eingesetzt werden. Die Findungskommission wird von den Vorschlagsberechtigten eingesetzt. Die Findungskom-
mission ist beratend tätig und kann sich für ihre Durchführung der Vorbereitung der Wahl, ggf. unter Mitwirkung der Vor-
schlagsberechtigen, eigene Regeln erlassen. Die Rechte des für den Wahlvorschlag zuständigen Organs bleiben unberührt. 

(5) Die Mitglieder des Präsidiums werden vom Erweiterten Akademischen Senat mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 
gewählt. Kommt eine Wahl auch im zweiten Wahlgang nicht zustande, findet zwischen den beiden Kandidaten oder Kandi-
datinnen, die im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten haben, ein dritter Wahlgang statt, in dem gewählt wird, 
wer die einfache Mehrheit der Stimmen erhält. In diesem Wahlgang ist der Erweiterte Akademische Senat ungeachtet der 
Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig.  

(6) Im Übrigen gelten die Vorschriften dieser Wahlordnung und der Grundordnung der Universität der Künste Berlin entspre-
chend.“ 

 
Artikel II Inkrafttreten 
Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Anzeiger der Universität der Künste Berlin in Kraft. 
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Lesefassung unter Einbeziehung der zweiten Änderung der Wahlordnung der Universität der Künste Berlin 
 
Wahlordnung der Universität der Künste Berlin (WO UdK) 
vom 7. Juli 2021 

Aufgrund von § 61 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 48 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz 
– BerlHG) vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), zuletzt geändert am 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1482), hat der Akademische Senat der Universität 
der Künste Berlin am 7. Juli 2021 folgende Ordnung beschlossen: 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Wahlgrundsätze 
§ 3 Akademische Mitarbeiter bzw. akademische Mitarbeiterinnen mit Verträgen für die Vorlesungszeiten 
§ 4 Bildung und Bekanntgabe der Wahlvorstände 
§ 5 Aufgaben der Wahlvorstände 
§ 6 Termine und Fristen 
§ 7 Wahlberechtigtenverzeichnis 
§ 8 Dauer der Wahlhandlung 
§ 9 Wahlvorschläge 
§ 10 Prüfung und Veröffentlichung der Wahlvorschläge 
§ 11 Inhalt der Stimmzettel 
§ 12 Urnenwahl 
§ 13 Briefwahl 
§ 14 Gültigkeit der Stimmzettel 
§ 14 a  Elektronische Wahlen 
§ 14 b  Beginn und Ende der elektronischen Wahl 
§ 14 c  Störungen der elektronischen Wahl 
§ 14 d  Briefwahl bei elektronischer Wahl 
§ 14 e Technische Anforderungen an elektronische Wahlen 
§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses 
§ 16 Wahlanfechtung 
§ 17  Wiederholungswahl 
§ 18  Nachwahl 
§ 19  Stellvertretung 
§ 20  Mandatsnachfolge 
§ 21  Wahl des*der Leiter*in der Hochschule und der Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentinnen 
§ 22  Wahlen zum Akademischen Senat, zum Erweiterten Akademischen Senat, der Hochschulmitglieder im Kuratorium und zu den 

Fakultätsräten; Stimmbezirke 
§ 23  Konstituierung der Fakultätsräte, Wahl des Dekans oder der Dekanin 
§ 24  Wahl der Hochschulmitglieder im Kuratorium 
§ 25  Aufbewahrung der Wahlunterlagen 
§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Die Bestimmungen dieser Wahlordnung gelten, soweit diese nicht durch gesonderte Rechtsvorschriften geregelt sind, für die Wahlen an der 

Universität der Künste Berlin 
1. zum Akademischen Senat, 
2. zum Erweiterten Akademischen Senat, 
3. zu den Fakultätsräten, 
4. zu den Institutsräten, 
5. der Mitglieder des Präsidiums, 
6. der Hochschulmitglieder im Kuratorium. 

(2) Die Wahlen gemäß Absatz 1 Nr. 1 – 4 sollen gleichzeitig stattfinden. 

§ 2 Wahlgrundsätze 
(1) Die Wahlen zu den Gremien gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 6 werden nach dem Grundsatz der personalisierten Verhältniswahl gemäß 

§ 2 HWGVO (Hochschul-Wahlgrundsätze-Verordnung) durchgeführt. Wird für eine Wahl gemäß Satz 1 nur ein Wahlvorschlag vorgelegt oder 
ist nur ein Mandat zu vergeben, findet eine Mehrheitswahl statt. 

(2) Bei der Mehrheitswahl hat der*die Wähler*in so viele Stimmen, wie Sitze oder Ämter zu vergeben sind. Stimmenhäufung (Kumulierung) ist 
unzulässig. Soweit das Berliner Hochschulgesetz oder diese Ordnung nichts anderes vorschreiben, ist gewählt, wer die meisten Stimmen 
erhält.  

(3) Die Leitung der Universität, die Institutsräte und die Mitglieder Gemeinsamer Kommissionen werden nach den Grundsätzen des Mehrheits-
wahlrechts gewählt. 
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(4) Einer Wahl bedarf es nicht, wenn die Zahl der Angehörigen einer Gruppe gleich oder geringer ist als die Zahl der ihr zustehenden Mandate. 

§ 3 Akademische Mitarbeiter bzw. akademische Mitarbeiterinnen mit Verträgen für die Vorlesungszeiten 
Lehrbeauftragte, Gastprofessoren oder Gastprofessorinnen und Gastdozenten oder Gastdozentinnen, die Verträge für die Vorlesungszeit erhalten, 
gelten als für das ganze Semester der Hochschule angehörend. 

§ 4 Bildung und Bekanntgabe der Wahlvorstände 
(1) Für die Wahlen wird ein Zentraler Wahlvorstand gebildet. Des Weiteren hat jede Fakultät, das Zentralinstitut für Weiterbildung und Transfer, 

das Jazz Institut Berlin und das Hochschulübergreifende Zentrum Tanz jeweils einen eigenen örtlichen Wahlvorstand zu bilden. Soweit Wahl-
berechtigte nicht einer Fakultät, dem Zentralinstitut für Weiterbildung und Transfer, dem Jazz Institut Berlin oder dem Hochschulübergrei-
fenden Zentrum Tanz angehören, ist für sie der Zentrale Wahlvorstand zuständig. Für Wahlberechtigte in den Fakultäten und ihren unterge-
ordneten Gremien (Institutsräten), im Zentralinstitut für Weiterbildung und Transfer, im Jazz Institut Berlin und im Hochschulübergreifenden 
Zentrum Tanz ist der jeweilige örtlichen Wahlvorstand zuständig. 

(2) Der Zentrale Wahlvorstand und die örtlichen Wahlvorstände werden so rechtzeitig gebildet, dass sie ihre Aufgaben von Beginn des Semesters 
an wahrnehmen können, in dem Wahlen stattfinden. Die Amtszeit aller Wahlvorstände beträgt zwei akademische Jahre. Abweichend von 
Satz 2 beträgt die Amtszeit der studentischen Mitglieder in allen Wahlvorstanden ein akademisches Jahr. 

(3) Die Mitglieder des Zentralen Wahlvorstands und ihre Stellvertretungen werden vom Akademischen Senat auf Vorschlag des*der Leiter*in 
der Hochschule oder auf Vorschlag des Akademischen Senats benannt. Dem Zentralen Wahlvorstand gehören als Mitglieder an: 
1. zwei Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, 
2. zwei akademische Mitarbeiter oder akademische Mitarbeiterinnen, 
3. zwei Studierende, 
4. zwei Mitarbeiter*innen aus Technik, Service und Verwaltung. 

(4) Der Zentrale Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte eine*n Vorsitzende*n und eine*n stellvertretende*n Vorsitzende*n. Der*Die Referent*in 
für Gremienangelegenheiten und ein*e Justiziar*in können an den Sitzungen mit Rederecht teilnehmen. 

(5) Die Mitglieder des örtlichen Wahlvorstandes und ihre Stellvertretungen werden vom Fakultätsrat auf Vorschlag des Dekans bzw. der Dekanin, 
im Falle des Zentralinstituts für Weiterbildung und Transfer vom Institutsrat auf Vorschlag des Geschäftsführenden Direktors bzw. der Ge-
schäftsführenden Direktorin im Falle des Jazz Instituts Berlin und des Hochschulübergreifenden Zentrum Tanz von der jeweiligen Gemeinsa-
men Kommission auf Vorschlag des jeweiligen Künstlerischen Direktors bzw. der jeweiligen Künstlerischen Direktorin benannt. Dem örtlichen 
Wahlvorstand gehören als Mitglieder an: 
1. ein Hochschullehrer oder eine Hochschullehrerin, 
2. ein akademischer Mitarbeiter oder eine akademische Mitarbeiterin, 
3. ein*e Studierende, 
4. ein*e Mitarbeiter*in aus Service, Technik und Verwaltung. 

(6) Der örtliche Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte eine*n Vorsitzende*n und eine*n stellvertretende*n Vorsitzende*n. 
(7) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied aus dem Zentralen oder einem örtlichen Wahlvorstand aus, so wird unverzüglich 

ein*e Nachfolger*in benannt. Satz 1 gilt auch, wenn sich ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied eines Wahlvorstandes für eine Wahl 
in dessen Zuständigkeitsbereich kandidiert. 

(8) Die Zusammensetzung der örtlichen Wahlvorstände und des Zentralen Wahlvorstands wird in geeigneter Form bekannt gegeben. 

§ 5 Aufgaben der Wahlvorstände 
(1) Der Zentrale Wahlvorstand kann im Rahmen der HWGVO und dieser Wahlordnung Richtlinien über die Wahlvorbereitung und -durchfüh-

rung erlassen. 
(2) Der Zentrale Wahlvorstand und die örtlichen Wahlvorstände sind für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahlen in 

ihrem Bereich verantwortlich. Sie werden von der Verwaltung der Hochschule unterstützt, insbesondere durch die Bereitstellung der not-
wendigen Fach- und Hilfskräfte. Gehört ein örtlicher Wahlvorstand einer Fakultät an, so ist er auch für die ordnungsgemäße Vorbereitung 
und Durchführung der Wahlen für die seiner Fakultät zugehörigen Institutsräte zuständig. 

(3) Die Mitglieder der Wahlvorstände sind zu gewissenhafter und unparteiischer Erfüllung ihres Amtes verpflichtet. Ihre Tätigkeit ist unbescha-
det der Vorschriften der Hochschulsitzungsgeldverordnung ehrenamtlich. 

(4) Am Wahltag bildet jeder Wahlvorstand und seine stellvertretenden Mitglieder die Wahlleitung. Der*Die Vorsitzende des jeweiligen Wahl-
vorstandes ist zugleich Wahlvorsteher*in. Die Wahlleitung bestimmt aus ihrer Mitte eine*n Protokollführer*in. 

(5) Bei Stimmengleichheit im Zentralen Wahlvorstand oder in einem örtlichen Wahlvorstand gibt die Stimme des*der Vorsitzenden den Aus-
schlag. Entsprechendes gilt für die jeweilige Wahlleitung. 

§ 6 Termine und Fristen 
(1) Durch die Bestimmung des Zeitpunktes der Wahlen sind die Voraussetzungen für eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu schaffen. Wahlen 

sind so zu terminieren, dass sie noch während der Vorlesungszeit abgeschlossen werden können. 
(2) Der Zentrale Wahlvorstand setzt die Wahltermine fest und macht sie, soweit nichts anderes bestimmt ist, grundsätzlich am 50. Kalendertag 

vor Beginn der Wahl bekannt. Bekanntmachungen des Zentralen Wahlvorstandes erfolgen durch Aushang und/oder an geeigneter Stelle 
im Internetauftritt der Universität der Künste Berlin. 

(3) Ort und Öffnungszeit der Wahlräume sowie Näheres über die Feststellung und Veröffentlichung des Wahlergebnisses werden durch die 
Wahlbekanntmachung mitgeteilt. 
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(4) Die Wahlbekanntmachung enthält Angaben über 
1. Gegenstand und Art der Wahl, 
2. Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 
3. Einsichtnahme in das Wahlberechtigtenverzeichnis, 
4. Einspruch gegen das Wahlberechtigtenverzeichnis, 
5. Abgabefrist und Form der Wahlvorschläge, 
6. Veröffentlichung der Wahlvorschläge, 
7. Beantragung, Versand und Rücklauf der Briefwahlunterlagen. 

(5) Die örtlichen Wahlvorstände haben für Wahlen in ihrem Geltungsbereich entsprechend Abs. 4 zu verfahren. Sie haben dafür zu sorgen, 
dass der hochschulöffentliche Aushang rechtzeitig in Bezug auf den Lauf von Fristen erfolgt. 

(6) Soweit in der HWGVO oder in dieser Wahlordnung Fristen enthalten sind, enden sie am letzten Tag um 15.00 Uhr. Endet eine Frist an 
einem Sonnabend, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so ist für die Fristwahrung der nächste Werktag, bei rückläufiger Fristberechnung 
der vorhergehende Werktag, maßgebend. Der Zentrale Wahlvorstand kann für Wahlen im Einzelfall eine andere, geeignete Uhrzeit festlegen 
und macht diese bekannt. 

(7) Fristen werden nur durch die akademischen Weihnachtsferien gehemmt. 
(8) Der Zentrale Wahlvorstand kann bei Wahlen, die nur in einer Fakultät oder innerhalb eines Gremiums durchzuführen sind, in Einzelfällen 

die Fristen bis auf ein Viertel der in dieser Wahlordnung bestimmten Zeit kürzen. Dies gilt nicht für die Fristen für die Zusendung von 
Briefwahlunterlagen und für die Einlegung von Einsprüchen und für die Frist in § 21 Abs. 2 Satz 3 dieser Ordnung. 

§ 7 Wahlberechtigtenverzeichnis 
(1) Für Wahlen, die nicht in Gremien stattfinden, stellt der Zentrale Wahlvorstand eine nach Gruppen gegliederte Liste aller Wahlberechtigten 

(Wahlberechtigtenverzeichnis) auf. Es enthält Namen und gegebenenfalls Dienstbezeichnung, bei Studierenden Namen und Matrikelnummer. 
(2) Das Wahlberechtigtenverzeichnis wird zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ein*e Wahlberechtigte*r kann während der Auslegungsfrist beim 

Zentralen Wahlvorstand schriftlich Einspruch gegen das Wahlberechtigtenverzeichnis seiner*ihrer Gruppe einlegen. Soweit die behaupteten 
Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der*die Einsprechende die erforderlichen Beweismittel beizubringen. 

(3) Der Zentrale Wahlvorstand entscheidet über die Einsprüche. Er nimmt die Berichtigungen des Wahlberechtigtenverzeichnisses vor, die auf 
Grund der Einsprüche oder eigener Feststellung erforderlich sind. 

(4) Das Wahlberechtigtenverzeichnis wird vom Zentralen Wahlvorstand fünf Werktage vor Beginn der Wahl abgeschlossen. Danach können 
Wahlberechtigte nicht mehr nachgetragen oder gestrichen werden. Auch sonstige Änderungen sind danach nicht mehr möglich. 

§ 8 Dauer der Wahlhandlung 
Die Wahlhandlung soll mindestens einen und höchstens drei Tage dauern. 

§ 9 Wahlvorschläge 
(1) Die Frist zur Abgabe von Wahlvorschlägen endet am 36. Tag vor dem Beginn der Wahl. Nach Ablauf dieser Frist kann eine Wahlbewerbung 

nicht mehr zurückgezogen werden. Die Abgabe von Wahlvorschlägen hat bei der Geschäftsstelle eines Wahlvorstandes zu erfolgen. 
(2) Wahlvorschläge können mit einem Kennwort versehen werden. 
(3) Ein Vorschlag für Wahlen von Gremienmitgliedern muss bei der personalisierten Verhältniswahl mindestens drei Bewerber*innen enthalten. 

Sind in einer Gruppe weniger als fünf passiv Wahlberechtigte vorhanden, kann der Wahlvorschlag nur eine*n Bewerber*in enthalten. Die 
Zustimmungserklärungen der Bewerber*innen gelten als Unterstützung für den Wahlvorschlag. 

(4) Wahlvorschläge sind auf den vom Zentralen Wahlvorstand herausgegebenen Formblättern unter Angabe der Gruppenzugehörigkeit beim 
zuständigen Wahlvorstand einzureichen. Sie müssen über jede*n Bewerber*in folgende Angaben enthalten: 
1. Vor- und Nachnamen, 
2. gegebenenfalls Dienstbezeichnung, 
3. Hochschulbereich, 
bei Studierenden Namen, Studienfach und Matrikelnummer. Jede*r Bewerber*in muss seine*ihre Zustimmung zu dem Wahlvorschlag durch 
eigenhändige Unterschrift erklären. Der Zentrale Wahlvorstand kann, insbesondere in Zeiten von einer landesweiten Epidemie oder einer 
Pandemie, adäquate Alternativen vom Erfordernis der eigenhändigen Unterschrift verbindlich für die gesamte Hochschule treffen, die er 
zusammen mit der Wahlbekanntmachung öffentlich bekannt gibt. 

(5) Jede*r Bewerber*in kann sich zur Wahl für ein bestimmtes Gremium nur auf einem Wahlvorschlag bewerben. 

§ 10 Prüfung und Veröffentlichung der Wahlvorschläge 
(1) Der zuständige Wahlvorstand beschließt über die Zulässigkeit der Wahlvorschläge. Wahlvorschläge, die den Vorschriften des § 9 nicht 

entsprechen oder mehrdeutig sind, werden nicht zugelassen. 
(2) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge bei einer personalisierten Verhältniswahl sowie der Hochschulmitglieder im Kuratorium wird von 

der*dem Vorsitzenden des zuständigen Wahlvorstandes durch Losentscheid festgelegt. 
(3) Der Zentrale Wahlvorstand macht die zugelassenen Wahlvorschläge unverzüglich bekannt. 
(4) Gegen die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Wahlvorschlages kann jede*r Wahlberechtigte*r innerhalb von drei Tagen nach der 

Bekanntmachung Einspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet der zuständige Wahlvorstand. 
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§ 11 Inhalt der Stimmzettel 
(1) Auf dem Stimmzettel sind die zugelassenen Wahlvorschläge in der gemäß § 10 Abs. 2 festgelegten Reihenfolge aufzuführen. 
(2) Die Stimmzettel enthalten die Listennummern, das Kennwort und die Namen aller Bewerber*innen jedes Wahlvorschlags.  

§ 12 Urnenwahl 
(1) Der Zugang zu den Wahlräumen ist allen Wahlberechtigten gestattet. 
(2) In den Wahlräumen ist jede Wahlwerbung untersagt. Der*Die Wahlvorsteher*in im Sinne des § 5 Abs. 4 üben im Wahlraum das Hausrecht 

im Auftrag des*der Leiter*in der Hochschule aus. Während der Wahlhandlung müssen im Wahlraum stets der*die Wahlvorsteher*in und 
der*die Protokollführer*in oder ihre jeweiligen Stellvertreter*innen anwesend sein. 

(3) Beim Betreten des Wahlraumes legt der*die Wähler*in der Wahlleitung seinen*ihren Personalausweis oder einen anderen mit einem Licht-
bild versehenen gültigen amtlichen Ausweis vor. Der*Die Wähler*in erhält die Stimmzettel und ggf. einen Stimmzettelumschlag, begibt 
sich in die Wahlkabine, kennzeichnet dort die Stimmzettel und steckt sie in den Stimmzettelumschlag, soweit vorhanden. Der*Die Proto-
kollführer*in stellt den Namen des*der Wähler*in im Wahlberechtigtenverzeichnis fest und vermerkt dort die Stimmabgabe. Danach wirft 
der*die Wählerin seinen*ihren Stimmzettelumschlag in die Wahlurne. 

(4) Über die Wahlhandlung ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll muss mindestens folgende Angaben enthalten: 
1. Beginn und Ende der Wahlhandlung,  
2. Mitglieder der Wahlleitung und ihre jeweiligen Anwesenheitszeiten, 
3. Zahl der abgegebenen Stimmzettelumschläge, 
4. erhaltene und übergebene Wahlunterlagen, 
5. besondere Vorkommnisse. 

(5) Wer von der Urnenwahl Gebrauch macht, darf nicht mehr an der Briefwahl teilnehmen. 

§ 13 Briefwahl 
(1) Bei Briefwahlen werden den Wahlberechtigten auf schriftlichen oder per E-Mail eingereichten Antrag die Briefwahlunterlagen an die bei 

der Universität der Künste Berlin angegebene Adresse zugesandt. Näheres regelt der Zentrale Wahlvorstand in der Wahlbekanntmachung. 
(2) Briefwahlunterlagen sind 

1. der Wahlschein, 
2. der oder die Stimmzettel, 
3. der Stimmzettelumschlag, 
4. der Wahlbriefumschlag (Umschlag für die Rücksendung der Briefwahlunterlagen). 

(3) Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich seine*ihre Stimmzettel, legt sie in den Stimmzettelumschlag, klebt ihn zu und legt ihn 
zusammen mit dem Wahlschein in den Wahlbriefumschlag. Auf dem Wahlschein muss der*die Wahlberechtigte durch seine*ihre Unter-
schrift versichern, dass er*sie den Stimmzettel eigenhändig gekennzeichnet hat. Wahlscheine für die Briefwahl werden nicht ersetzt. 

(4) Wer von der Briefwahl Gebrauch gemacht hat, darf nicht mehr an der Urnenwahl teilnehmen. Die Rücknahme eines Antrags auf Briefwahl 
ist nicht möglich. 

(5) Der Wahlbrief muss bis zum Abschluss der Wahlhandlung beim Zentralen Wahlvorstand oder bei der zuständigen Wahlleitung eingegangen 
sein. 

(6) Eingegangene Wahlbriefumschläge werden vom Zentralen Wahlvorstand oder der Wahlleitung sofort geöffnet, der eingelegte Wahlschein 
wird geprüft und die Teilnahme an der Briefwahl im Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt. Der Zentrale Wahlvorstand übergibt den zu-
ständigen Wahlleitungen die geöffneten und geprüften Wahlbriefe einschließlich der Wahlscheine. 

(7) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn 
1. dem Stimmzettelumschlag kein gültiger oder kein mit der  vorgeschriebenen Versicherung versehener Wahlschein beigefügt ist, 
2. weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag verschlossen ist, 
3. der Name des*der Wahlscheininhaber*in im Wahlberechtigtenverzeichnis nicht enthalten ist, 
4. sich im Wahlberechtigtenverzeichnis ein Hinweis auf Stimmabgabe durch Urnenwahl findet. 

(8) Die Gründe der Zurückweisung sind auf den Unterlagen und im Protokoll zu vermerken; die zugehörigen Stimmzettelumschläge sind unge-
öffnet zu vernichten. 

§ 14 Gültigkeit der Stimmzettel 
(1) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn 

1. aus ihm keine Stimmabgabe hervorgeht, 
2. er erkennbar nicht von der Universitätsverwaltung hergestellt ist, 
3. aus seiner Kennzeichnung der Wille des*der Wähler*in nicht zweifelsfrei erkennbar ist, 
4. er über die Kennzeichnung hinaus einen Zusatz enthält, 
5. bei einer personalisierten Verhältniswahl mehr als ein*e Bewerber*in gekennzeichnet wurden, 
6. bei einer Mehrheitswahl mehr Stimmen abgegeben wurden, als dem*der Wähler*in zustehen, 
7. ein Wahlbrief nicht den Wahlschein und die erforderliche Versicherung des*der Wähler*in enthält. 

(2) Enthält ein Stimmzettelumschlag weniger Stimmzettel als vorgesehen sind, so sind die gegebenen Stimmen vorbehaltlich Abs. 1 gültig. Enthält 
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ein Stimmzettelumschlag mehr Stimmzettel als vorgesehen, so gelten mehrere gleichartige Stimmzettel als eine Stimme, wenn ihre Kenn-
zeichnung gleichlautend ist oder nur ein Stimmzettel gekennzeichnet ist; andernfalls sind sie ungültig. 

§ 14 a Elektronische Wahlen 
(1) Soweit das Wahlergebnis, die Sicherheit der Feststellung des Wahlergebnisses nicht beeinträchtigt werden, kann nach Beschluss des Zentra-

len Wahlvorstandes die Wahl als elektronische Wahl erfolgen. In diesem Fall bestimmt der Zentrale Wahlvorstand das Verfahren unter Be-
achtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen und der Vorgaben dieser Ordnung in Abstimmung mit der*dem behördlichen Daten-
schutzbeauftragten. 

(2) Für die elektronische Wahl erhalten die Wahlberechtigten durch die Geschäftsstelle des Zentralen Wahlvorstandes ihre Wahlunterlagen zu-
gesandt. Diese bestehen aus dem Wahlschreiben mit den Zugangsdaten sowie Informationen zur Durchführung der Wahl und der Nutzung 
des Wahlportals. Das Wahlportal ermöglicht die Stimmabgabe mittels Aufrufs eines elektronischen Stimmzettels. Informationen zur Durch-
führung der Wahl sowie zur Nutzung des Wahlportals werden auf den Internetseiten der Universität der Künste Berlin zur Verfügung gestellt. 

(3) Die Stimmabgabe erfolgt in elektronischer Form. Die Authentifizierung der Wahlberechtigten am Wahlportal erfolgt durch die Eingabe der 
im Wahlschreiben genannten bzw. der ihm*ihr bereits bekannten Zugangsdaten. Der elektronische Stimmzettel ist entsprechend den im 
Wahlschreiben bzw. im Wahlportal enthaltenen Anleitungen elektronisch auszufüllen und abzusenden. Dabei ist durch das verwendete 
elektronische Wahlsystem sicherzustellen, dass das Stimmrecht nicht mehrfach ausgeübt werden kann. Die Speicherung der abgesandten 
Stimmen muss anonymisiert und so erfolgen, dass die Reihenfolge des Stimmeingangs nicht nachvollzogen werden kann. Die Wahlberech-
tigten müssen bis zur endgültigen Stimmabgabe die Möglichkeit haben, ihre Eingabe zu korrigieren oder die Wahl abzubrechen. Ein Absen-
den der Stimme ist erst auf der Grundlage einer elektronischen Bestätigung durch den*die Wähler*in zu ermöglichen. Die Übermittlung muss 
für die Wähler*innen am Bildschirm erkennbar sein. Mit dem Hinweis über die erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen. 

(4) Bei der Stimmeingabe darf es durch das verwendete elektronische Wahlsystem zu keiner Speicherung der Stimme des*der Wähler*in dem 
von ihm*ihr hierzu verwendeten Computer kommen. Es muss gewährleistet sein, dass unbemerkte Veränderungen der Stimmeingabe durch 
Dritte ausgeschlossen sind. Auf dem Bildschirm muss der Stimmzettel nach Absenden der Stimmeingabe unverzüglich ausgeblendet werden. 
Das verwendete elektronische Wahlsystem darf die Möglichkeit für einen analogen oder digitalen Ausdruck der abgegebenen Stimme nach 
der endgültigen Stimmabgabe nicht zulassen. Die Speicherung der Stimmabgabe in der elektronischen Wahlurne muss nach einem nicht 
nachvollziehbaren Zufallsprinzip erfolgen. Die Anmeldung am Wahlsystem, die Auswahl und Abgabe der Stimme sowie persönliche Informa-
tionen und IP-Adressen der Wahlberechtigten dürfen nicht protokolliert werden. 

(5) Die Stimmabgabe in elektronischer Form ist während der regulären Öffnungszeiten auch in der Geschäftsstelle des Zentralen Wahlvorstands 
möglich. Dies gilt nicht im Fall einer vollständigen oder teilweisen Einstellung des generellen Betriebs in den Gebäuden der Universität der 
Künste Berlin. 

§ 14 b Beginn und Ende der elektronischen Wahl 
Beginn und Beendigung der elektronischen Wahl sind nur bei gleichzeitiger Autorisierung durch mindestens zwei berechtigte Personen zulässig. 
Berechtigte i. S. v. Satz 1 sind die Mitglieder des Zentralen Wahlvorstandes gemäß § 4. 

§ 14 c Störungen der elektronischen Wahl 
(1) Ist die elektronische Stimmabgabe während der Wahlfrist aus von der Universität der Künste Berlin zu vertretenen technischen Gründen den 

Wahlberechtigten nicht möglich, kann der Zentrale Wahlvorstand die Wahlfrist verlängern. Die Verlängerung muss öffentlich bekannt gege-
ben werden. 

(2) Der Zentrale Wahlvorstand hat in begründeten Einzelfällen, insbesondere bei Manipulationen oder Manipulationsversuchen sowie techni-
schen oder mechanischen Störungen, wenn hierdurch die weitere ordnungsgemäße Durchführung der Wahl nicht gewährleistet ist, die elekt-
ronische Wahl zu unterbrechen oder abzubrechen. Wird die Wahl abgebrochen, entscheidet der Zentrale Wahlvorstand über das weitere 
Verfahren; §§ 16, 17 und 18 der Wahlordnung gelten entsprechend. 

§ 14 d Briefwahl bei elektronischer Wahl 
(1) Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist die Stimmabgabe auch in der Form der Briefwahl zulässig. 
(2) Mit dem Versand oder der Aushändigung der Briefwahlunterlagen sind die Wahlberechtigten von der elektronischen Stimmabgabe ausge-

schlossen. Die verschlossenen Briefwahlunterlagen müssen bis spätestens zum Ende der elektronischen Wahl zugehen. 
(3) Diese Vorgaben und das Verfahren nach § 13 sind in der Wahlbekanntmachung im Rahmen der Angaben nach § 6 Abs. 4 gesondert darzu-

stellen. 

§ 14 e Technische Anforderungen an elektronische Wahlen 
(1) Elektronische Wahlen dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn das verwendete elektronische Wahlsystem aktuellen technischen Stan-

dards, insbesondere den Sicherheitsanforderungen für Online-Wahlprodukte des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik ent-
spricht. Das System muss die in den nachfolgenden Absätzen aufgeführten technischen Spezifikationen besitzen. Die Erfüllung der techni-
schen Anforderungen ist durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. 

(2) Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen elektronische Wahlurne und elektronisches Wahlberechtigtenverzeichnis technisch getrennt 
sein. Das Wahlberechtigtenverzeichnis soll auf einem hochschuleigenen Server gespeichert sein. 

(3) Die Wahlserver müssen vor Angriffen aus dem Netz geschützt sein, insbesondere dürfen nur autorisierte Zugriffe zugelassen werden. Auto-
risierte Zugriffe sind insbesondere die Überprüfung der Stimmberechtigung, die Speicherung der Stimmabgabe zugelassener Wähler*innen, 
die Registrierung der Stimmabgabe und die Überprüfung auf nur einmalige Ausübung des Stimmrechtes (Wahldaten). Es ist durch geeignete 
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technische Maßnahmen zu gewährleisten, dass im Falle des Ausfalles oder der Störung eines Servers oder eines Serverbereiches keine Stim-
men unwiederbringlich verloren gehen können. 

(4) Dass Übertragungsverfahren der Wahldaten ist so zu gestalten, dass sie vor Ausspäh- oder Entschlüsselungsversuchen geschützt sind. Die 
Übertragungswege zur Überprüfung der Stimmberechtigung der Wähler*innen sowie zur Registrierung der Stimmabgabe im Wahlberechtig-
tenverzeichnis und die Stimmabgabe in die elektronische Wahlurne müssen so getrennt sein, dass zu keiner Zeit eine Zuordnung des Inhalts 
der Wahlentscheidung zu dem*der Wähler*in möglich ist. 

(5) Die Datenübermittlung muss verschlüsselt erfolgen, um unbemerkte Veränderungen der Wahldaten zu verhindern. Bei der Übertragung und 
Verarbeitung der Wahldaten ist zu gewährleisten, dass bei der Registrierung der Stimmabgabe im Wahlberechtigtenverzeichnis kein Zugriff 
auf den Inhalt der Stimmabgabe möglich ist. 

(6) Die Wähler*innen sind über geeignete Sicherungsmaßnahmen für die Wahlhandlung auf den für die Wahl verwendeten Computern zu 
informieren; auf kostenfreie Bezugsquellen geeigneter Software ist zu verweisen. 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses 
(1) Für die Wahlen zum Fakultätsrat zählt die Wahlleitung nach Abschluss der Wahlhandlung die für Listen oder Bewerber*innen abgegebenen 

Stimmen aus, bestimmt das Wahlergebnis nach dem Hare-Niemeyer-Verfahren und übermittelt es mit den Wahlunterlagen an den Zentralen 
Wahlvorstand. Für die Wahlen zu den zentralen Kollegialorganen übermittelt die Wahlleitung dem Zentralen Wahlvorstand die in der 
Fakultät erzielten Stimmzahlen für die einzelnen Wahlvorschläge. 

(2) Auszählung und Feststellung des Wahlergebnisses erfolgen öffentlich. Die Wahlleitung kann die Öffentlichkeit ausschließen, wenn die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben gemäß Satz 1 auf andere Weise nicht gewährleistet werden kann. Im Falle einer Mehrheitswahl 
erfolgt bei Stimmengleichheit die Losziehung durch den*die Vorsitzende des zuständigen Wahlvorstandes. 

(3) Die Feststellung des Wahlergebnisses umfasst mindestens Angaben über 
1. die Wahlbeteiligung, 
2. die Zahl der ungültigen Stimmen, 
3. die Zahl der auf die einzelnen Listen oder Bewerber*innen entfallenen Stimmen, 
4. die Namen der gewählten Bewerber*innen. 

(4) Das vorläufige Wahlergebnis macht der Zentrale Wahlvorstand unverzüglich bekannt, das amtliche Endergebnis erst nach Überprüfung der 
Wahlunterlagen und nach der Entscheidung des zuständigen Wahlvorstandes über eingegangene Wahlanfechtungen. 

§ 16 Wahlanfechtung 
(1) Jede*r Wahlberechtigte kann die Wahl innerhalb einer Frist von drei Werktagen nach Bekanntmachung des vorläufigen Wahlergebnisses 

anfechten. Der Einspruch ist beim zuständigen Wahlvorstand schriftlich einzulegen und zu begründen. 
(2) Der Einspruch gemäß Abs. 1 ist nicht zulässig, wenn der*die Antragsteller*in mit der gleichen Begründung Einspruch gegen das Wahlbe-

rechtigtenverzeichnis oder gegen einen Wahlvorschlag hätte erheben können. 
(3) Der Einspruch ist begründet, wenn Vorschriften über das Wahlrecht, über die Wählbarkeit, über das Wahlverfahren oder über die Feststel-

lung des Wahlergebnisses verletzt wurden, es sei denn, der Verstoß war nicht geeignet, die Mandatsverteilung zu ändern. 
(4) Ist der Einspruch begründet, so erklärt der Wahlvorstand die Wahl ganz oder teilweise für ungültig. Ist lediglich die Feststellung des Wahler-

gebnisses fehlerhaft, so wird sie vom Wahlvorstand berichtigt. Der Wahlvorstand teilt dem*der Einsprechenden seine Entscheidung durch 
einen begründeten und im Fall der Zurückweisung mit Rechtsmittelbelehrung versehenen Bescheid mit. 

§ 17 Wiederholungswahl 
(1) Ist eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt worden, so ist sie nach Maßgabe der Entscheidung unverzüglich, spätestens jedoch in 

der Vorlesungszeit des folgenden Semesters, zu wiederholen. 
(2) Eine Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften, denselben Wahlvorschlägen und - wenn seit der ursprünglichen Wahl das 

Semester noch nicht abgelaufen ist - auf Grund desselben Wahlberechtigtenverzeichnisses wie für die ursprüngliche Wahl statt, soweit nicht 
die Entscheidung gemäß § 16 hinsichtlich der Wahlvorschläge und Wahlberechtigtenverzeichnisse Änderungen vorschreibt. Personen, die 
zwischenzeitlich die Wahlberechtigung verloren haben, sind aus dem Wahlberechtigtenverzeichnis, Personen, die zwischenzeitlich die Wähl-
barkeit verloren haben, aus den Vorschlägen zu streichen. 

§ 18 Nachwahl 
(1) Sind bei einer Wahl nicht alle zu vergebenden Mandate besetzt worden, so findet auf Antrag eine Nachwahl statt. Dem Antrag ist ein 

Wahlvorschlag nach den Vorschriften des § 9 beizufügen. 
(2) Anträge zur Durchführung von Nachwahlen können bis zum Ablauf von 30 Kalendertagen nach Vorlesungsbeginn des auf die Wahl fol-

genden Semesters beim Zentralen Wahlvorstand gestellt werden. Der zuständige Wahlvorstand kann festlegen, dass eine Nachwahl als 
Briefwahl durchgeführt werden kann. 

§ 19 Stellvertretung 
(1) Ist ein Mitglied des Akademischen Senats, des Erweiterten Akademischen Senats, des Fakultätsrats oder eines Institutsrats verhindert, an 

einer Sitzung teilzunehmen, so kann es sich, wenn es durch personalisierte Verhältniswahl gewählt wurde, durch den*die jeweils rang-
nächste*n Bewerber*in aus seinem Wahlvorschlag vertreten lassen. Gremienmitglieder, die durch Mehrheitswahl gemäß § 2 Abs. 2 gewählt 
wurden, können sich durch den*die Bewerber*in mit der jeweils nächstniedrigeren Stimmenzahl vertreten lassen. 

(2) Für Hochschulmitglieder im Kuratorium und ihre Stellvertreter*innen, die auf einem Wahlvorschlag zum Akademischen Senat stehen, ruht 
das Recht zur Stellvertretung gemäß Abs. 1 für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Kuratorium. 
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§ 20 Mandatsnachfolge 
(1) Aus einem Gremium scheidet aus, wer 

1. die Mitgliedschaft in der Gruppe verliert, für die er*sie gewählt ist, 
2. die Organisationseinheit verlässt, für die er*sie gewählt ist, 
3. aus anderen Gründen seine*ihre Wählbarkeit verliert, 
4. sein*ihr Mandat ausdrücklich niederlegt. 

(2) Das gewählte Mitglied eines Gremiums hat die*den Vorsitzende*n seines Gremiums von seinem Ausscheiden rechtzeitig schriftlich zu 
unterrichten. Ein Rücktritt wird frühestens mit dem Eingang der Rücktrittserklärung bei der*dem Vorsitzenden des Gremiums wirksam. 

(3) An die Stelle eines gemäß Abs. 1 ausgeschiedenen Mitgliedes tritt der*die jeweils rangnächste Bewerber*in aus dem Wahlvorschlag 
des*der Ausgeschiedenen (Nachrücker*in). Der*Die Vorsitzende des Gremiums unterrichtet den*die nachrückende*n Bewerber*in. 

§ 21 Wahl der Mitglieder des Präsidiums 
(1) Der Zentrale Wahlvorstand eröffnet das Verfahren zur Wahl des jeweiligen Mitglieds des Präsidiums rechtzeitig vor Ende der Amtszeit 

des*der Vorgänger*in. Mit der Eröffnung des Wahlverfahrens fordert der Zentrale Wahlvorstand die Vorschlagsberechtigten zur Abgabe 
von Wahlvorschlägen aufgrund der eingegangenen Bewerbungen auf. Den Wahlvorschlägen ist die schriftliche Zustimmungserklärung der 
Vorgeschlagenen unter Angabe ihrer Anschrift beizufügen. Die Wahlvorschläge werden den Wahlberechtigten vom Zentralen Wahlvorstand 
in alphabetischer Reihenfolge bekannt gegeben. 

(2) Die erforderlichen Termine sind so rechtzeitig anzusetzen, dass der Amtsantritt zum vorgesehenen Zeitpunkt gewährleistet ist. Bei der 
Festsetzung der Termine soll sich der Zentrale Wahlvorstand mit den beteiligten Organen abstimmen. Zwischen der Bekanntmachung des 
endgültigen Wahlvorschlages und der Wahl müssen mindestens sieben Kalendertage liegen. 

(3) Nach dem Amtsantritt des Präsidenten oder der Präsidentin findet die Wahl der Vizepräsidenten oder Vizepräsidentinnen unverzüglich statt. 
Während der laufenden Amtszeit des Präsidenten oder der Präsidentin soll sie rechtzeitig vor dem Ende der Amtszeit der Vizepräsidenten 
und Vizepräsidentinnen erfolgen.   

(4) Zur Vorbereitung der Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin und des Kanzlers oder der Kanzlerin kann eine Findungskommission 
eingesetzt werden. Die Findungskommission wird von den Vorschlagsberechtigten eingesetzt. Die Findungskommission ist beratend tätig 
und kann sich für Ihre Durchführung der Vorbereitung der Wahl, ggf. unter Mitwirkung der Vorschlagsberechtigten, eigene Regeln erlassen. 
Die Rechte des für den Wahlvorschlag zuständigen Organs bleiben unberührt. 

(5) Die Mitglieder des Präsidiums werden vom Erweiterten Akademischen Senat mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder gewählt. Kommt 
eine Wahl auch im zweiten Wahlgang nicht zustande, findet zwischen den beiden Kandidaten oder Kandidatinnen, die im zweiten Wahl-
gang die meisten Stimmen erhalten haben, ein dritter Wahlgang statt, in dem gewählt wird, wer die einfache Mehrheit der Stimmen erhält. 
In diesem Wahlgang ist der Erweiterte Akademische Senat ungeachtet der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

(6) Im Übrigen gelten die Vorschriften dieser Wahlordnung und der Grundordnung der Universität der Künste Berlin entsprechend. 

§ 22 Wahlen zum Akademischen Senat, zum Erweiterten Akademischen Senat, der Hochschulmitglieder im Kuratorium und zu 
den Fakultätsräten; Stimmbezirke 
Bei den Wahlen zum Akademischen Senat und zum Erweiterten Akademischen Senat sowie der Hochschulmitglieder im Kuratorium gelten die 
Fakultäten als Stimmbezirke. Die Organisationseinheiten der Hochschule, in denen keine Fakultätsräte gewählt werden, werden zu einem Stimm-
bezirk zusammengefasst. 

§ 23 Konstituierung der Fakultätsräte, Wahl des Dekans oder der Dekanin 
Ein neugewählter Fakultätsrat tritt bereits vor seinem Amtsantritt, spätestens bis zum Ende des laufenden Semesters, zusammen, um den Dekan 
oder die Dekanin und die Prodekane oder die Prodekaninnen zu wählen. Die Sitzung wird vom amtierenden Dekan oder von der amtierenden 
Dekanin einberufen. 

§ 24 Wahl der Hochschulmitglieder im Kuratorium 
Für jedes Hochschulmitglied im Kuratorium ist der*die rangnächste Bewerber*in entsprechend § 19 Abs. 1 als Stellvertreter*in gewählt. 

§ 25 Aufbewahrung der Wahlunterlagen 
Die Wahlunterlagen der Stimmbezirke nach § 22 werden von den örtlichen Wahlvorständen, die des anderen Stimmbezirks (ZUV) vom Zentralen 
Wahlvorstand bis zum Ende des Semesters aufbewahrt, in dem die Wahl stattgefunden hat. Danach werden sie vernichtet, soweit sie nicht für ein 
Wahlprüfungsverfahren oder einen anhängigen Rechtsstreit benötigt werden. 

§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Anzeiger der Universität der Künste Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlord-
nung in der Fassung vom 1. Juni 2016 (UdK-Anzeiger 7/2016 vom 31. August 2016) außer Kraft. 
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Geschäftsordnung der Kommission zur Vergabe von Stipendien zur Förderung des künstlerischen Nachwuchses nach dem 
Nachwuchsförderungsgesetz  

Die Vergabekommission hat am 09.12.2025 folgende Geschäftsordnung beschlossen:  

§ 1 Aufgaben des oder der Vorsitzenden  
(1) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende beruft die Sitzungen der Vergabekommission ein, hat den Vorsitz und führt die Beschlüsse aus.  
(2) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende hat die Vergabekommission nach pflichtgemäßem Ermessen zu unterrichten und über alle 

Stipendienangelegenheiten auf Verlangen Auskunft zu geben, soweit gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen. Die 
Kommissionsmitglieder sind berechtigt, alle Akten der Geschäftsstelle einzusehen. Der Grundsatz der Vertraulichkeit von 
Personalangelegenheiten muss gewahrt bleiben. 

 
§ 2 Öffentlichkeit  
Die Vergabekommission einschließlich ihrer Arbeitsgruppen tagt ausschließlich in nichtöffentlicher Sitzung.  
 
§ 3 Sitzungen 
Die Sitzungen der Vergabekommission finden grundsätzlich in Präsenz statt. Nur die Sitzungen für die Vorauswahlen und die Abschlusssitzung 
der Vergabekommission können auch als Video- und nachrangig als Telefonkonferenz durchgeführt werden. Die Entscheidung hierüber erfolgt 
aufgrund der Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende. Im begründeten Einzelfall können 
einzelne Mitglieder bei dem oder der Vorsitzenden die Genehmigung zur Teilnahme per Bild-Ton-Übertragung oder Ton-Übertragung mit 
einer Vorfrist von einer Woche beantragen. Es ist sicherzustellen, dass alle Mitglieder der Beratung zu jeder Zeit folgen und sich an dieser 
beteiligen können. Die Sitzungsform ist fristgerecht in der Einladung bekannt zu geben. 
 
§ 4 Termine und Frist der Einladung  
(1) Die Ausschreibung der Stipendien soll mindestens einmal im Kalenderjahr erfolgen. Die Ausschreibungsfrist stimmt die Geschäftsstelle 

mit dem oder der Vorsitzenden der Vergabekommission ab. Die Vergabekommission tagt in zeitlicher Nähe zum Ende der 
Ausschreibungsfrist.  

(2) Die Einladungen zu einer Sitzung der Vergabekommission werden mindestens eine Woche vor dem Sitzungstag abgesandt. Der 
Einladung sind die Tagesordnung, die Daten für die Quotierung der Stipendien und etwaige Beratungsunterlagen beizufügen.  

 
§ 5 Arbeitsgruppen  
(1) Für die Begutachtung der von den Bewerbern und Bewerberinnen eingereichten Vorhaben bildet die Vergabekommission folgende 

Arbeitsgruppen:  
− Bildende Kunst  
− Darstellende Kunst  
− Gestaltung  
− Musik  
Die Arbeitsgruppen sollen jeweils aus mindestens 4 Mitgliedern der Vergabekommission bestehen. In der Regel sind das die für die 
jeweilige Fächergruppe bestellten externen Fachvertreter und Fachvertreterinnen sowie die Leiter oder Leiterinnen der entsprechenden 
Hochschulen. Darüber hinaus können die übrigen Mitglieder der Vergabekommission an den Sitzungen der einzelnen Arbeitsgruppen 
jederzeit teilnehmen. 

(2) Die Arbeitsgruppen bereiten die Stipendienvergabe in den einzelnen Fächergruppen vor. Die endgültige Entscheidung über die 
Gewährung der Stipendien trifft die Vergabekommission.  

(3) Die Vergabekommission kann Entscheidungen über die Gewährung von Reisekostenzuschüssen und die Kenntnisnahme der 
Abschlussberichte an die Arbeitsgruppen übertragen. Entscheidungen über die Gewährung von Reisekostenzuschüssen können auch 
auf den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Vergabekommission übertragen werden.  

 
§ 6 Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung  
(1) Die künstlerische Vergabekommission ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist und die Sitzung 

ordnungsgemäß einberufen wurde.  
(2) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Bei 

Stimmengleichheit wird ein Stichentscheid (Los) durchgeführt. 
(3) Die Arbeitsgruppen sind beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens 2 Kommissionsmitgliedern.  
 
§ 7 Protokoll, Schriftführung  
(1) Über jede Sitzung ist ein Beschlussprotokoll zu fertigen, das von dem oder der Vorsitzenden und dem Schriftführer oder der 

Schriftführerin unterzeichnet wird. Schriftführer oder Schriftführerin ist ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin der Geschäftsstelle.  
(2) Das Protokoll ist jedem Mitglied zuzuleiten. Über die Einsprüche zum Protokoll entscheidet die Vergabekommission. 
 
§ 8 Änderung der Geschäftsordnung  
Änderungen der Geschäftsordnung können nur beschlossen werden, wenn sie in der Einladung als Beratungsgegenstand in die Tagesordnung 
aufgenommen worden sind.  
 
§ 9 Inkrafttreten  
Diese Geschäftsordnung tritt am Tage ihrer Annahme durch die Vergabekommission in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
26. November 2024 (UdK Anzeiger 10/2024) außer Kraft. 
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Richtlinien für das Verfahren bei der Antragstellung, Begutachtung und Entscheidung von Stipendien zur Förderung des 
künstlerischen Nachwuchses gem. § 6 der Nachwuchsförderungsverordnung sowie für die Erstattung von Reisekosten 
gem. § 3 der Nachwuchsförderungsverordnung 

Die NaFöG-Vergabekommission hat in ihrer Sitzung am 9. Dezember 2025 die folgenden Richtlinien beschlossen: 

1. Vergabekommission 
Die Fachvertreter der Fächergruppen werden gem. § 8 Abs. 2 Ziff. 2 Nachwuchsförderungsverordnung (NäFöVO) einvernehmlich von den vier 
künstlerischen Hochschulen vorgeschlagen. Dabei kann die Universität der Künste für jede Fächergruppe eine Person vorschlagen. Die 
Kunsthochschule Berlin (Weißensee) schlägt eine Person für die Fächergruppe Bildende Kunst und eine für die Fächergruppe Gestaltung vor, 
die Hochschule für Musik „Hanns Eisler“ eine Person für die Fächergruppe Musik und die Hochschule für Schauspielkunst „Ernst Busch“ eine 
Person für die Darstellende Kunst. 
Die Geschäftsstelle sammelt die Vorschläge, gibt sie den Hochschulen bekannt und übermittelt sie, wenn kein Widerspruch erhoben wird, an 
die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur zur Bestellung der Kommission. 
Die Vergabekommission wird von dem oder der Vorsitzenden der letzten Amtszeit konstituiert. Sie kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
Die Vergabekommission kann beschließen, einzelne Aufgaben auf den oder die Vorsitzende zu übertragen. Entscheidungen über die 
Gewährung von Stipendien bleiben davon ausgeschlossen. 

2. Antragstellung 

2.1 Quotierung 
Zur Verteilung der Stipendien auf die Fächergruppen fragt die Geschäftsstelle rechtzeitig vor der Ausschreibung die Absolventenzahlen bei 
den einzelnen Hochschulen ab. Dabei werden die künstlerischen Studiengänge wie folgt den Fächergruppen zugeordnet: 

Bildende Kunst: 
− Bildende Kunst (Malerei, Bildhauerei) 
− Freie Kunst mit den Studienrichtungen Bildhauerei, Bühnen- und Kostümbild, Malerei 
− Lehrämter Bildende Kunst 
− Art in Context 
− Kunst und Medien 
− Kulturjournalismus 
− Bühnenbild/Kostümbild 
− Raumstrategien 

Darstellende Kunst 
− Schauspiel 
− Darstellendes Spiel 
− Solo/Dance/Autorship 
− Theaterpädagogik 
− Musical-Show 
− Gesang 
− Choreographie 
− Puppenspielkunst 
− Szenisches Schreiben 
− Regie 
− Tanz (zeitg. Tanz, Kontext, Choreographie) 
− Regie/Musiktheater 
− Dramaturgie− Lehrämter Theater 

Gestaltung 
− Architektur 
− Design 
− Design und Computation 
− Textil-und Flächen-Design 
− Produkt-Design 
− Modedesign− Visuelle Kommunikation/Kommunikationsdesign 
− Leadership für Digitale Kommunikation 
− Leadership für Digitale Innovation 
− Gesellschafts- und Wirtschaftskommunikation 
− Kunsttherapie 

Musik 
− Künstlerische Ausbildung (KA) 
− Komposition 
− Dirigieren / Korrepetition 
− Tonmeister 
− Lehrämter Musik 
− PA – Pädagogische Ausbildung 
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− Jazz 
− Kirchenmusik 
− Sound Studies and Sonic Arts 
− Musiktherapie 
− Gesang 
− Elektroakustische Musik 
− Liedgestaltung für Pianisten 

Die Geschäftsstelle bereitet die Daten für die Quotierung vor, die Entscheidung trifft die Vergabekommission. 

2.2 Ausschreibung und Antragstellung 
Die Ausschreibung erfolgt für alle Fächergruppen gemeinsam durch öffentlichen Aushang in allen künstlerischen Hochschulen Berlins 
und/oder an geeigneter Stelle auf den Homepages aller künstlerischen Hochschulen Berlins. 
Anträge auf Gewährung eines Stipendiums zur Förderung des künstlerischen Nachwuchses sind innerhalb der Ausschreibungsfrist komplett 
mit folgenden Anlagen bei einer der künstlerischen Hochschulen einzureichen: 
– Antrag (Formular) 
– Tabellarischer Lebenslauf 
– Kopie des Hochschulabschlusszeugnisses 
– Beschreibung des künstlerischen Werdegangs 
– Beschreibung des geplanten Vorhabens zur künstlerischen Weiterentwicklung des betreffenden Fachgebietes oder des Stipendiaten 

bzw. der Stipendiatin einschließlich Arbeits- und Zeitplan; die Gründe für die Auswahl des Vorhabens und der Stand der Vorarbeiten 
sind dabei darzulegen 

– aktuelle Stellungnahme des künstlerischen Betreuers bzw. der künstlerischen Betreuerin des Vorhabens. 

2.3 Voraussetzungen für die Bewerbung 
Bewerben können sich nur Personen, die ein an einer der vier künstlerischen Hochschulen Berlins zugelassenes künstlerisches 
Entwicklungsvorhaben im Anschluss an ein abgeschlossenes Studium im künstlerischen Fach durchführen wollen. 
Der Anschluss ist nur dann gewahrt, wenn die Bewerbung spätestens innerhalb von drei Jahren nach dem Abschluss des künstlerischen 
Faches (Absolventenprüfung, Diplomprüfung u. ä.) bzw. spätestens innerhalb von zwei Jahren nach einem Ergänzungsstudium 
(Meisterschüler-Abschluss, Reifeprüfung, Konzertexamen u. ä.) erfolgt. 
In Zweifelsfällen entscheidet der oder die Vorsitzende der Vergabekommission über die Zulassung zum Auswahlverfahren. 

3. Begutachtung der Anträge 
Anträge, bei denen die formalen Voraussetzungen erfüllt sind, nimmt die Geschäftsstelle in das Bewerbungsverfahren auf. Spätestens zwei 
Wochen vor dem Sitzungstermin erhalten alle Kommissionsmitglieder eine nach Fächergruppen gegliederte Übersicht über die zugelassenen 
Bewerbungen unter Angabe des Namens des Bewerbers oder der Bewerberin, des geplanten Vorhabens und des Betreuers oder der 
Betreuerin. 
Die Begutachtung erfolgt im Rahmen einer Präsentation von Originalwerken in Anwesenheit der Bewerber und Bewerberinnen. Jeder 
Bewerber und jede Bewerberin kann nach Maßgabe der Platzkapazität bis zu drei Originalarbeiten und eine Skizzenmappe vorstellen bzw. 
ein Musikstück oder eine Szene präsentieren. Die Art der Präsentation wählt der Bewerber oder die Bewerberin, jedoch soll ein Zeitrahmen 
von ca. 10 Minuten nicht überschritten werden. 
Der über die Bereitstellung des Raumes hinausgehende Aufwand für die Präsentation ist von den Bewerbern und Bewerberinnen selbst zu 
organisieren und zu finanzieren. 
Der Verwaltungs- und Organisationsaufwand der künstlerischen Hochschulen für die Präsentation und Begutachtung (insbesondere 
Versicherung, Bewachung, Reisekosten von auswärtigen Kommissionsmitgliedern) tragen die vier künstlerischen Hochschulen gemeinsam. 
Dabei übernimmt die Universität der Künste 50 % der Kosten, die anderen 50 % tragen die übrigen künstlerischen Hochschulen zu gleichen 
Teilen. 
Die Auswahlkommission begutachtet alle präsentierten Werke; sie kann Vorspiele oder andere zeitbasierte Präsentationen auch nur teilweise 
anhören bzw. ansehen. 

4. Entscheidung über die Vergabe der Stipendien 
Nach Begutachtung aller Arbeiten entscheidet die Kommission in nichtöffentlicher Sitzung über die Vergabe der Stipendien. 
Die Entscheidung über die Vergabe der Stipendien wird in geheimer Abstimmung getroffen; bei Stimmengleichheit wird ein Stichentscheid 
(Los) durchgeführt. 

5. Sonderzuwendungen für Reisekosten gem. § 3 NaFöVO 
Anträge auf Sonderzuwendungen für Reisekosten sind so rechtzeitig zu stellen, dass die Bewilligung vor Entstehung der Kosten erfolgen 
kann. Ein Anspruch auf die Gewährung von Sonderzuwendungen besteht nicht. 
Sonderzuwendungen für Reisekosten können unter Anrechnung eines zumutbaren Eigenanteils pauschaliert werden; ggf. werden auch 
Teilbeträge erstattet. 
Anträge sind mit einer Stellungnahme des Betreuers oder der Betreuerin zum Bezug zwischen der beantragten Reise und dem künstlerischen 
Vorhaben an die Geschäftsstelle zu richten. 
Über Anträge auf Gewährung von Sonderzuwendungen für Reisekosten bis 1.000,- € und auf Auslandsreisen im Rahmen von 
Aufstockungsstipendien des DAAD kann der oder die Vorsitzende der Vergabekommission entscheiden. 
Anträge mit darüberliegenden Kosten bedürfen der Zustimmung der Vergabekommission. 
Eine Bewilligung im Nachhinein ist in Ausnahmefällen möglich. 
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Für eine bewilligte Reise kann auf Antrag ein Reisekostenvorschuss bis zur Höhe von 75 % der voraussichtlichen Sonderzuwendung gezahlt 
werden. 
Spätestens vier Wochen nach Abschluss der Reise ist diese mit der Geschäftsstelle abzurechnen. Die Abrechnung der Reisekosten erfolgt nach 
§ 3 Nachwuchsförderungsverordnung (NaFöVO) in der jeweils geltenden Fassung. 
Soweit für die Reise Drittmittel in Anspruch genommen werden konnten, sind diese aufzuführen. 

6. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Richtlinien werden von der NaFöG-Vergabekommission erlassen und treten am Tage nach der Veröffentlichung im UdK-Anzeiger in 
Kraft. 
Die bisherigen Richtlinien vom 26. November 2024 (UdK Anzeiger 10/2024) treten außer Kraft.  
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